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Abteilung Soziales 

der Stadt Biel 

Stichwort: 

Ortsabwesenheit und Ferien 

Gültig ab 

11.10.2023 

Genehmigt durch 

die Sozialbehörde 

der Stadt Biel 

Eigenes Stichwort der Abteilung Soziales 

 

Zusammenfassung 

Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für unterstützte Personen, die sich wegen Ferien- 

oder Ortsabwesenheiten nicht an ihrem Wohnort aufhalten. 

Die Ortsabwesenheit ist generell zu verstehen, als vorübergehender Aufenthalt im Ausland, in 

einem anderen Kanton oder in einer anderen Gemeinde zu familiären, gesundheitlichen oder 

anderen Zwecken. 

Für Ortsabwesenheiten von länger als zwei Tagen am Stück gilt eine Gesuchspflicht. Wird 

diese Pflicht verletzt oder ist die unterstützte Person trotz fehlender Bewilligung 

ortsabwesend, sind Sanktionen zu prüfen. Ab dem zweiten Monat Abwesenheit ist eine 

Anpassung des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt zu prüfen.   

Bei unterstützten Personen, die wiederholt für längere Zeit abwesend sind, ist zu prüfen, ob 

sich der Unterstützungswohnsitz noch in der Gemeinde befindet. 

Die unterstützten Personen sind in geeigneter Weise über ihre Melde- oder Gesuchspflicht für 

die jeweilige Abwesenheit zu informieren.  

Die Sozialhilfe finanziert grundsätzlich keine Ferien. 

 

Rechtliche Grundlagen 

   

- Art. 329a Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen 

Zivilgesetzbuches (Obligationenrecht, OR) vom 30.3.1911, SR 220 

- Art. 4 Abs. 3 und Art. 5 Abs. 5 Bundesgesetz vom 06.10.2006 (ELG), SR 831.30 

- Art. 4 Abs. 1 Bundesgesetz vom 24.6.1977 über die Zuständigkeit für die 

Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeitsgesetz, ZUG), SR 851.1 

- Art. 23 Abs. 2 i.V.m. Art. 9 Abs. 2, Art. 28, Art. 46 Gesetz vom 11.06.2001 über die 

öffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz, SHG), BSG 860.1 

- SKOS C.6.8 

- BVR 1998 S.319 ff. 

- BVR 2008 S. 221 ff. 
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Materielle Regelung 

1. Grundsätze 

1.1. Meldepflicht der unterstützten Personen 

Unterstützte Personen müssen sämtliche geplanten Abwesenheiten, die länger als zwei 

Tage dauern, vorgängig dem Sozialdienst melden. Der Sozialdienst prüft die gemeldeten 

Ortsabwesenheiten und stellt dafür ggf. eine entsprechende Bewilligung aus. 

 

1.2. Unterstützungspflicht des Sozialdienstes 

Der Sozialdienst ist auch bei Abwesenheit der unterstützten Personen verpflichtet, 

wirtschaftliche Hilfe zu leisten, sofern die unterstützte Person bedürftig ist und sich deren 

Unterstützungswohnsitz in der unterstützenden Gemeinde befindet. 

 

2. Vorgehen 

2.1. Bei Ferienabwesenheiten 

Ferien sind grundsätzlich eine Erholungszeit für erwerbstätige, unterstützte Personen oder 

solche, die in einem arbeitsmarktlichen Programm oder in einer Berufsausbildung sind. Es wird 

von dem im Arbeitsvertrag festgelegten Ferienanspruch ausgegangen. Ist der Ferienanspruch 

im Vertrag nicht geregelt, gilt das Obligationenrecht. An welchem Ort sich die unterstützten 

Personen während den vertraglich vereinbarten Ferien aufhalten, ist grundsätzlich den 

unterstützten Personen selber überlassen. Beabsichtigen unterstützte Personen vertraglich 

festgelegte Ferien, die länger als zwei Tage dauern, ausserhalb der Wohngemeinde zu 

verbringen, ist vorgängig ein entsprechendes Gesuch beim Sozialdienst einzureichen. Der 

Ferienanspruch kann auf einmal bezogen werden. 

2.2. Bei Ortsabwesenheiten 

Eine Ortsabwesenheit (In- oder Ausland) kann verschiedene Gründe haben (z.B. familiäre 

oder gesundheitliche). Künftige Abwesenheiten von mehr als zwei Tagen sind möglichst 

frühzeitig zu beantragen und zeitlich auf das Nötigste zu beschränken. Sie dürfen in der Regel 

nicht zusätzlich zu bezogenen Ferientagen in Anspruch genommen werden: Erwerbstätige 

erledigen Angelegenheiten im Ausland (z.B. familiäre, gesundheitliche oder administrative) 

grundsätzlich in den arbeitsvertraglichen Ferien. 

Bei der Prüfung des Gesuchs ist insbesondere zu berücksichtigen, dass die Anwesenheit der 

unterstützten Person am Unterstützungsort notwendig sein kann, d.h. sie kann verpflichtet 

sein, an einer Integrations- oder Abklärungsmassnahme persönlich mitzuwirken, bei 

Vorstellungsterminen vorzusprechen oder ähnliche Verpflichtungen wahrnehmen zu müssen. 

Der Sozialdienst prüft die Gesuche und entscheidet über die grundsätzliche Bewilligung oder 

Ablehnung der Gesuche. Bei einer Bewilligung der Gesuche legt der Sozialdienst die 

maximale Anzahl Tage der bewilligten Ortsabwesenheit fest. 
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3. Auswirkungen auf die Sozialhilfe 

3.1. Bei Ferienabwesenheiten 

Der Sozialdienst übernimmt grundsätzlich keine Reise-/Ferienkosten. Davon abgesehen 

unterstützt er bei vorgängig gemeldeter Abwesenheit gemäss den einschlägigen Grundsätzen. 

3.2. Bei Ferien- oder Ortsabwesenheiten im Ausland 

Der Grundbedarf wird ab dem zweiten Monat an die effektiven Lebenshaltungskosten des 

jeweiligen Aufenthaltslandes angepasst; es wird jedoch maximal der im Kanton Bern 

geltende Grundbedarf für den Lebensunterhalt ausbezahlt. Zur Berechnung des 

angepassten Grundbedarfs für den Lebensunterhalt wird auf Kaufkraftanpassung gemäss 

Art. 4 Abs. 3 FamZG und Art. 8 FamZV, herausgegeben vom Bundesamt für 

Sozialversicherungen, verwiesen:  

Dokumente | BSV Vollzug (admin.ch); Anhang 2, S. 156 

 

3.3. Bei längeren Ortsabwesenheiten 

Bei längeren oder wiederholten Ortsabwesenheiten ist zu prüfen, ob sich der 

Lebensmittelpunkt der unterstützten Personen verschoben hat und der 

Unterstützungswohnsitz dementsprechend auch. 

 

4. Verletzung der Gesuchspflicht 

Die unterstützten Personen sind in geeigneter und nachweisbarer Form über ihre 

Gesuchspflicht bezüglich der Ortsabwesenheit und die Folgen einer Verletzung zu informieren. 

Bei abgelehntem Gesuch sind die unterstützten Personen unverzüglich schriftlich anzuweisen, 

die Ortsabwesenheit nicht anzutreten. Die Nichtbefolgung der Weisung hat, nach Gewährung 

des rechtlichen Gehörs, in der Regel eine Sanktion wegen Verletzung der Mitwirkungspflicht 

zur Folge. 

Erfährt der Sozialdienst im Nachhinein von einer nicht gemeldeten Ferien- oder 

Ortsabwesenheit oder wurde das Gesuch um Abwesenheit nicht oder nicht für die ganze 

Abwesenheitsdauer bewilligt, kann dies Sanktionen wegen Verletzung der Mitwirkungs- oder 

Informationspflicht zur Folge haben. Den unterstützten Personen ist vorgängig das rechtliche 

Gehör zu gewähren. Bei begründeten Zweifeln an der Bedürftigkeit der unterstützten Person 

ist die Einstellung der Sozialhilfe zu prüfen. 

 

5. Weitere Fragen 

Da die Hinterlegung der Schriften lediglich ein Indiz für den Unterstützungswohnsitz darstellt, 

ist bei längeren Ortsabwesenheiten (In- oder Ausland), welche nicht mit dem Sozialdienst 

abgesprochen sind, zu prüfen, ob sich auch der Lebensmittelpunkt ins Ausland bzw. in einen 

anderen Kanton oder in eine andere Gemeinde verschoben hat. In diesen Fällen ist die 

örtliche Zuständigkeit der Unterstützungsgemeinde zu überprüfen. Anhaltspunkte für die 

Verschiebung des Lebensmittelpunkts können insbesondere sein: 

- Aufenthalt der unterstützten Person bei Familienangehörigen im Ausland, 

- Weitervermietung der ganzen Wohnung im Untermietverhältnis. 

https://sozialversicherungen.admin.ch/de/f/5599
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Eine längere Abwesenheit kann Folgen auf den ausländerrechtlichen Status der 

unterstützten Person oder ihre Flüchtlingseigenschaft haben. 

Hält sich eine Ausländerin oder ein Ausländer ununterbrochen während mehr als drei 

Monaten oder in einem Kalenderjahr insgesamt mehr als drei Monate im Ausland auf, so 

beginnt die im Ergänzungsleistungsbereich geltende Karenzfrist mit der Rückkehr in die 

Schweiz neu zu laufen. Zudem wird die Ausrichtung der Ergänzungsleistungen eingestellt, 

wenn sich eine Person ununterbrochen mehr als drei Monate (90 Tage) oder in einem 

Kalenderjahr insgesamt mehr als drei Monate (90 Tage) ohne wichtigen Grund im Ausland 

aufhält. Die Ergänzungsleistungen werden ab dem Kalendermonat, der auf die Rückkehr 

folgt, wieder ausgerichtet. 

 

Siehe auch 

 Ausländische Staatsangehörige 

 Ergänzungsleistungen 

 Kürzungen 

 Situationsbedingte Leistungen (SIL) 

 Verkehrsauslagen 

 Wohnsitz 

 ZUG 

http://handbuch.bernerkonferenz.ch/stichwoerter/stichwort/detail/verkehrsauslagen/
http://handbuch.bernerkonferenz.ch/stichwoerter/stichwort/detail/wohnsitz/
http://handbuch.bernerkonferenz.ch/stichwoerter/stichwort/detail/zug/

